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Der Fiskus lässt 
mit sich reden 
Steuernachzahlungen kommen immer zur Unzeit. Fehlt es an 

Liquidität bleibt Ihnen nur, eine Steuerstundung oder Ratenzahlung 

mit dem Finanzamt zu vereinbaren. Ob diesem Antrag 

stattgegeben wird, liegt aber im Ermessen des Finanzbeamten. 

Stefan Heins zeigt, worauf es ankommt. 

D ie Erzeugerpreise befinden sich 
auf einem Tiefpunkt. Vielen Ver-

edelungsbetrieben steht das Wasser bis 
zum Hals. Und nun flattern einigen Milch-
viehbetrieben Steuernachforderungen für 
die Kalenderjahre 2013, 2014 und 2015 
ins Haus. Das kann gerade in der aktuel-
len Situation niemand gebrauchen, denn 
vielfach ist die Liquiditätsreserve auf den 
Betrieben nicht mehr ausreichend, um al-
len steuerlichen Verpflichtungen nach-
kommen zu können. Sie können diese 
Steuernachzahlung aber stunden bzw. 
herabsetzen. 

Der Einkommensteuerbescheid ist ein-
deutig: Die Abschlusszahlung (Nachzah-
lung) ist einen Monat nach Bekanntgabe 
des Steuerbescheides fällig. Zu diesem 
Zeitpunkt kommt es aufgrund der fehlen-
den Liquidität nicht selten vor, dass der 
Landwirt nicht in der Lage ist, seinen steu-
erlichen Verpflichtungen nachzukommen. 
Wird nichts unternommen, droht 
schlimmstenfalls das Vollstreckungsver-
fahren. In jedem Fall fallen Säumniszu-
schläge in Höhe von 1 % für jeden ange-
fangenen Monat an, den die Steuern zu 
spät gezahlt werden. Letztlich ist das 
Finanzamt kein Gläubiger dritter Klasse 
und verpflichtet, die festgesetzten Steuern 
und Abgaben bei allen Bürgern gleichmä-
ßig zu erheben. 

Beispiel. In der nebenstehenden Über-
sicht haben wir beispielhaft eine für einen 
Milchviehbetrieb typische Einkommens-
entwicklung abgebildet, die das Problem 
deutlich macht. Während im Veranla-
gungszeitraum 2013 und 2014 aufgrund 

der vergangenen Wirtschaftsjahre hohe 
Gewinne versteuert werden mussten, ha-
ben sich die Einkünfte in den Jahren 2015 
und erwartungsgemäß 2016 erheblich re-
duziert.

Wurde die Einkommensteuererklärung 
2013 (letztmöglicher Abgabezeitpunkt 
war der 31. Mai 2015, mit Fristverlänge-
rung gegebenenfalls noch später) erst im 
Kalenderjahr 2015 eingereicht, wird das 
Problem besonders deutlich:
• Die im Kalenderjahr 2015 eingereichte 
Einkommensteuererklärung für 2013 führt 
dann dazu, dass in Folge des Steuerbe-
scheides die Nachzahlung für 2013 im Ka-
lenderjahr 2015 fällig wird. 
• Die Vorauszahlungen für 2014, sofern 
diese noch nicht angepasst worden sind, 
werden in der Regel nachträglich durch 

das Finanzamt auf Basis des Steuerbe-
scheides 2013 erhöht. 
• Gleichzeitig werden für 2015 und 2016 
Vorauszahlungen auf Grundlage des Steu-
erbescheides 2013 festgesetzt.

Die verspätete Abgabe der Einkommen-
steuererklärung verschärft also die Situati-
on zusätzlich und die kumulierten Steuer-
zahlungen wirken mit voller Wucht 
während der Liquiditätskrise. Sinnvoll wä-
re es gewesen, wenn die Steuererklärung 
2013 zeitnah abgegeben worden wäre 
oder ein Antrag auf Heraufsetzung der Ein-
kommensteuervorauszahlungen gestellt 
worden wäre. Letzteres setzt aber eine 
Steuerplanung voraus.

Steuerschulden und kein Geld – Was 
tun? Diese Situation kennt sicherlich auch 
der ein oder andere Landwirt. Die Mah-
nung des Finanzamtes flattert ins Haus, 
der Kontostand reicht aber nicht annä-
hernd aus, um die Steuernachzahlung zu 
begleichen. Was also tun, damit das Fi-
nanzamt nicht das Konto pfändet und in 
Kürze der Vollziehungsbeamte der Voll-
streckungsstelle vor der Tür steht? Wie 
kann man die Fälligkeit hinausschieben? 

Sie können einen Antrag auf Steuerstun-
dung beim Finanzamt stellen. Denn die 
Finanzbehörden können Ansprüche aus 
dem Steuerschuldverhältnis ganz oder 
teilweise stunden, wenn die Einziehung 
bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für 
den Schuldner bedeuten würde und der 
Anspruch durch die Stundung nicht ge-
fährdet erscheint (§ 222 AO). Aus der For-
mulierung »können« ist abzuleiten, dass 
es sich um eine Ermessensvorschrift han-
delt. Es liegt im sachgerechten und billi-
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gen Ermessen des Finanzbeamten, dem 
Stundungsantrag des Steuerpflichtigen 
ganz oder teilweise stattzugeben oder ihn 
abzulehnen. Während der Stundung kann 
der Fiskus keine Säumniszuschläge wegen 
verspäteter Zahlung erheben und auch 
keine Vollstreckungsmaßnahmen treffen. 

Hinweis: Eine Stundung kann nicht für 
Umsatzsteuer und Lohnsteuer gewährt 
werden, denn diese Steuern werden nur 
treuhänderisch verwaltet und müssen di-
rekt abgeführt werden. 

Für die Gewährung einer Stundung 
muss eine erhebliche Härte beim Steuer-
pflichtigen vorliegen. Diese kann sich 
aus persönlichen oder sachlichen Grün-
den ergeben. Die Stundung aus persönli-
chen Gründen wird zumeist zur Überbrü-
ckung einer vorübergehenden finanziellen 
Notlage gewährt (Stundungsbedürftig-
keit). Dies ist z. B. gegeben, wenn der 
Steuerzahler durch die pünktliche Ent-
richtung der Steuern in ernsthafte Zah-
lungsschwierigkeiten käme. Die Notlage 
muss der Steuerzahler mit entsprechen-
den Belegen nachweisen. Dabei darf der 
Steuerschuldner die finanzielle Notlage 
aber nicht selbst schuldhaft herbeigeführt 
haben (Stundungswürdigkeit). Nur wenn 
Stundungsbedürftigkeit und Stundungs-
würdigkeit gleichzeitig vorliegen, kommt 
eine Stundung aus persönlichen Gründen 
in Betracht. 

Im Hinblick auf Steuerzahlungen für 
vergangene hohe Gewinne scheitert es 
häufig an dem Merkmal der vorliegenden 
Stundungswürdigkeit, denn das Finanz-
amt entgegnet entsprechenden Anträgen 
in der Regel, dass der Steuerpflichtige hät-

te Vorsorge treffen müssen und eine Steu-
errücklage hätte tätigen können. Denn je-
der sachverständige Bürger weiß, dass 
hohe Gewinne irgendwann zu Steuerzah-
lungen führen.

Einen Stundungsantrag damit zu be-
gründen »die eingeräumten Kontokor-
rentlinien sind ausgeschöpft und unsere 
Hausbank ist zur Gewährung weiterer 
Kreditmittel nicht bereit«, zieht ebenfalls 
nicht. Auch die Drohung »wenn ihr nicht 
stundet, gehe ich in Insolvenz und ihr 
bekommt gar nichts« geht ins Leere 
und ist ohne jegliche Aussicht auf 
Erfolg. Stundungsbedürftigkeit ist 
mit umfangreichen Unterlagen, 
wie aktuellen Geldrückberich-
ten, aktuellen Saldennachwei-
sen, einer Negativbescheini-
gung der Hausbank (Dokument 
von der Hausbank, aus dem sich 
ergibt, dass die Hausbank jegli-

che Kreditanträge ablehnen wird), nach-
zuweisen. 

Ein weiterer und wichtiger sogenannter 
sachlicher Stundungsgrund ist gegeben, 
wenn die fällige Steuer mit zu erwarten-
den Gegenansprüchen verrechnet werden 
kann. Dies wird auch als Verrechnungs-
stundung bezeichnet. Eine solche Stun-
dungsmöglichkeit ist gegeben, wenn zwei 

Wenn das Finanzamt  
hohe Summen nachfordert,  
kann ein Stundungsantrag  
ein Ausweg sein. 

Beispiel steuerliche Entwicklung 2013 bis 2016

Wirtschaftsjahr 2013/2014 2014/2015 2015/2016

Gewinn 150 000 100 000 30 000

Veranlagungszeitraum 2013 2014 2015 2016

Einkünfte aus Land- und 

Forstwirtschaft*

150 000 125 000 65 000 aus 15/16

15 000 

Plan 16/17

10 000

Summe der Einkünfte 

Sonderausgaben

150 000  

– 10 000

125 000 

– 10 000

65 000 

– 10 000

25 000 

– 10 000

zu versteuerndes 

Einkommen 
140 000 115 000 55 000 15 000

darauf Einkommensteuer 

lt. Grundtabelle ohne Soli- 

Zuschlag u. Kirchensteuer

54 804 40 061 14 838 1 275

*aus Wirtschaftsjahren, jeweils hälftige Zuordnung zum Kalenderjahr
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Steuererklärungen abgegeben werden 
und sich aus einer Erklärung eine Erstat-
tung und aus der anderen eine Nachzah-
lung ergibt. 

Die Steuerstundung ist jedoch nicht 
kostenlos. Das Finanzamt verlangt Stun-
dungszinsen von 0,5 % für jeden Monat, 
in dem die Zahlung der Steuerschuld un-
terbleibt. Wer auf die Zahlungsaufforde-
rung des Finanzamtes einfach nicht re-
agiert, riskiert Säumniszuschläge von 1 % 
pro Monat. So lohnt es sich auf jeden Fall 
einen Stundungsantrag beim Finanzamt 
zu stellen, sofern er denn begründet ist 
und mit entsprechenden Nachweisen be-
legt werden kann. 

Antrag auf Ratenzahlung beim Finanz-
amt? Auch die Steuerzahlung in Form von 
Raten ist eine Steuerstundung. Es kann da-
her sinnvoll sein, gleich im Stundungsan-
trag eine Ratenzahlung zu beantragen. 
Das Finanzamt wird von der Tendenz her 
einem Stundungsantrag eher stattgeben, 
wenn der Steuerzahler selbst einen Vor-
schlag zur Ratenzahlung macht. Hinsicht-
lich der Verzinsung gelten für die Raten-
zahlung dieselben Zinsen wie für die 
Stundung. Auch bei der Ratenzahlung 
werden 0,5 % Zinsen pro rückständigen 
Monat erhoben. 

Darlehensaufnahme? Reicht die be-
triebliche und private Liquidität nicht aus, 
ist zu prüfen, ob die Steuernachzahlung 
mittels Darlehensaufnahme finanziert 
werden kann. Mit der Bank kann eine an-
gepasste Tilgungsstrategie vereinbart wer-

den. Man ist nicht auf die kurzfristigen Til-
gungsforderungen im Zusammenhang mit 
Ratenzahlungsvereinbarungen des 
Finanzamtes angewiesen. 

Des Weiteren sind Bankdarlehen in der 
Regel auch zinsgünstiger als »Kredite« aus 
gestundeten Steuern beim Finanzamt.
Denn während das Finanzamt jährlich 6 % 
Zinsen (0,5 % pro Monat) berechnet, dürf-
te bei der Bank ein günstigerer Finanzie-
rungszins zu erreichen sein. Allerdings ist 
zu beachten, dass die Darlehenszinsen 
zur Refinanzierung von Steuerzahlungen 
nicht als Betriebsausgaben abziehbar 

sind. Aus diesem Grund sollte man natür-
lich vorrangig Investitionen fremdfinan-
zieren, um vorhandene Liquiditätsreser-
ven für Steuerzahlungen nutzen zu 
können.

Planung der Steuerzahlungen als vor-
beugende Maßnahme. In der Konstellati-
on unseres Beispiels wäre es richtig gewe-
sen, die Steuervorauszahlungen aufgrund 
einer aktuellen Steuerplanung anzupas-
sen. Denn das Finanzamt verlangt auf die 
Einkommensteuer unterjährig Vorauszah-
lungen, die bekanntermaßen zum 10. 
März, 10. Juni, 10. September und 10. De-
zember zu entrichten sind. Die Voraus-
zahlungen sollen die Einkommensteuer 
vorwegnehmen, die für den laufenden 
Veranlagungszeitraum voraussichtlich ge-
schuldet wird. Die Höhe der Vorauszah-
lungen bemisst sich daher grundsätzlich 
nach der Einkommensteuer, die sich bei 
der letzten Steuerveranlagung ergeben 
hat. Hinzu kommen Vorauszahlungen für 
Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer. 

Diese Vorgehensweise unterstellt, dass 
die Einkommensteuer des laufenden Jahres 
der Einkommensteuer des vorangegange-
nen Jahres entspricht. Dies ist oftmals der 
Fall, aber nicht in der gegenwärtigen Situa-
tion. Bei stark rückläufigen Gewinnen geht 
das eben genannte Prinzip nicht auf. Aus 
diesem Grunde sind eigene Anträge auf 
Anpassung der Vorauszahlungen auf die 
zu erwartende Steuerschuld auf Grundlage 
der aktuellen Einkünfte zu stellen. 

Der Steuerpflichtige kann Herabset-
zung von Vorauszahlungen beantragen, 
wenn er eine niedrigere Jahressteuer 
glaubhaft macht. Das Glaubhaftmachen 
von niedrigeren Jahressteuern vollzieht 
sich in der Regel anhand von Geldrückbe-
richten, voraussichtlichen Gewinnermitt-
lungen, Gewinnvorausschauen, Liquidi-
tätsplänen und daraus abgeleiteten 
Gewinnen. Es ist also ein wenig Arbeit er-
forderlich, die sich aber lohnt, wenn es ge-
lingt, die laufenden Steuervorauszahlun-
gen an die voraussichtliche Steuerschuld 
anzupassen. 

Stefan Heins, wetreu LBB Betriebs- und 
Steuerberatungsgesellschaft KG, Kiel

Der Fiskus erwartet vom Steuerpflichtigen, 
dass er die laufenden Steuerzahlungen 
überblickt und entsprechende Rücklagen 
schafft. Eine rechtzeitige Steuerplanung 
kann dabei Liquiditätsengpässe aufdecken. 
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Augenmerk auf 
Steuerplanung

In der Praxis sollte mehr auf die 
Steuerplanung geachtet werden. 
Dabei müssen Landwirt, Wirtschafts-
berater und Steuerberater als Team 
handeln und gemeinsam voraus-
schauend die steuerlichen Verpflich-
tungen ermitteln. 

Um schmerzhafte Steuernachforde-
rungen zu vermeiden, passen Sie am 
besten in guten Jahren die Steuervor-
auszahlungen entsprechend an. Da 
für 2016 die Beträge aber meist zu 
hoch sind, lassen sich die Vorauszah-
kungen senken, wenn Sie einen 
Gewinnrückgang glaubhaft machen 
können. Das schafft Liquidität. 
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